
«Familie und Beruf»

Eine Mogelpackung – 
Nein zur Initiative
Die von den Initianten angegebenen 
6,5 Millionen reichen bei Umset-
zung der Initiative nicht. Der Kran-
kenkassenverband bestätigte auf 
Anfrage: «In Wirklichkeit haben wir 
4,231 Millionen bezahlt. Hätten wir 
alle Mutterschaftsleistungen auch 
ohne Wartezeiten bezahlen müssen, 
wären es 6,5 Millionen Franken ge-
wesen. Dabei nicht eingerechnet 
sind Leistungen, die die Betriebe 
selbst erbracht haben und daher 
gar keine Meldung an die Kranken-
kassen erfolgte.» 
Industriebetriebe sind in sich ein 
grosses Kollektiv (Gemeinschaft von 
Versicherten). Kürzere Taggeldbe-
züge werden firmenintern abgewi-
ckelt. Die Taggeldversicherung wird 
oft erst bei Taggeldbezügen von 
über sechs Monaten beansprucht. 
Eine Mutterschaftstaggeldauszah-
lung dauert fünf Monate. Firmenin-
terne Taggeldzahlungen müssen der 
Taggeldversicherung nicht gemeldet 
werden. Wird die Initiative ange-
nommen, muss die FAK auch die 
nicht gemeldeten Taggeldzahlungen 
bezahlen — vom ersten Tag an. Die-
se Unbekannte — wieviel zu den 6,5 
Millionen noch dazukommt, wie 
viel Mutterschaftstaggeld die Fir-
men tatsächlich bezahlen, ohne ei-
ne Meldung an die Taggeldversiche-
rung zu machen — darf nicht unter-
schätzt werden. Anders gesagt: 
Warum soll die FAK den Unterneh-
men Geld zuschoppen müssen, ob-
wohl diese noch nie eine Forderung 
in diese Richtung gestellt haben? 
Bei Kleinbetrieben schlägt ein lan-
ger Taggeldbezug ganz anders zu 
Buche als bei grossen, die Prämie 
erhöht sich viel stärker. Die Prämi-
enberechnung erfolgt nämlich be-
triebsspezifisch aufgrund der Tag-
geldbezüge des jeweiligen Kollektivs 
resp. Betriebes. Das System der 
Taggeldversicherung mit den vielen 
zu kleinen Kollektiven ist revisions-
bedürftig. Es ist nicht sinnvoll die 
bestehenden Mängel im Versiche-
rungssystem mit Geld aus der Fami-
lienausgleichskasse zu beheben. 
Dies käme einem Missbrauch des 
Familiengeldes für falsche Zwecke 
gleich. Für Familienzulagen ange-

spartes Vermögen würde entzogen. 
Die Initiative «Familie und Beruf» 
ist eine Mogelpackung.
1. Die Taggeldauszahlung bei Mut-
terschaft wird nicht verlängert, ob-
wohl die FAK viel mehr Taggeld 
auszahlen müsste, als die Taggeld-
versicherung dies heute tut.
2. Anstatt die eigentliche Ursache 
im Taggeldversicherungs-System zu 
beheben, wird das Problem mit Fa-
miliengeld ausgebügelt.
3. Es handelt sich um eine versteck-
te Wirtschafts- oder Unternehmens-
förderung zu Lasten von Familien. 
Am 18. September stimme ich Nein 
zur Verteilung des Familiengeldes 
an Unternehmen. 

Herbert Elkuch,
Landtagsabgeordneter,
Platte 44, Schellenberg

Einseitig und
diskriminierend
Die Initiative «Familie und Beruf» 
will die ausserhäusliche Kinderbe-
treuung noch mehr subventionieren 
und so den Eltern eine «Wahlmög-
lichkeit» für die Kinderbetreuung 
bieten. Eine Wahlmöglichkeit be-
steht aber nur, wenn die Eltern zwi-
schen zwei oder mehr Möglichkei-
ten auswählen können. Es werden 
aber nur Kitas subventioniert. Ta-
gesmütter/Tagesfamilien werden 
vollkommen übergangen. Wo bleibt 
da die Wahlmöglichkeit der Eltern? 
Wenn Sie sich für eine Kita ent-
scheiden, kommen Sie in den Ge-
nuss der Subvention; wenn Sie sich 
für eine Tagesmutter oder eine an-
dere Form der Kinderbetreuung 
entscheiden, müssen Sie die Kosten 
selbst tragen. Tagesmütter leisten 
einen sehr wichtigen Teil der aus-
serhäuslichen Kinderbetreuung und 
helfen Familien auch bei unregel-
mässigen Arbeitszeiten, Familie und 
Beruf zu vereinbaren. Tagesmütter 
decken Randzeiten ab. Sie überneh-
men die Betreuung der Kinder wäh-
rend den Ferien, oder übernehmen 
die Betreuung (wenn nötig 24 Stun-
den) zum Beispiel bei einem Spital-
aufenthalt der Mutter. Tagesmütter 
sind f lexibel und nach Absprache 
können die Eltern Betreuungstage 
oder Betreuungsstunden auch tau-
schen oder einen Tag/einige Stun-
den zusätzlich nutzen, wenn dies 
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